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MEDIENMITTEILUNG vom 22. April 2005

Bundesgerichtsurteil betreffend ärztliche Medikamentenabgabe; AGZ fordert Wahlfreiheit der PatientInnen beim Medikamentenbezug

Die Arbeitsgruppe Heilmittel der AerzteGesellschaft Zürich (AGZ) hat am 21. April 2005 eine rechtliche Analyse des Bundesgerichtsurteils und der möglichen politischen Folgen vorgenommen. Die AGZ erwartet vom Regierungsrat des Kantons Zürich, dass die in der angefochtenen Verordnung vorgesehene Regelung unverändert in ein Gesetz überführt wird. Nur mit diesem Vorgehen kann der Regierungsrat die von den Zürcher Stimmbürgern in zwei Abstimmungen geforderte Wahlfreiheit beim Medikamentenbezug und das Bundesgerichtsurteil umsetzen. 

Das Bundesgericht hat mit Urteil vom 9. März 2005 eine staatsrechtliche Beschwerde der Apothekerschaft gutgeheissen. Das Urteil bedeutet folgendes: 

· Eine Regelung der ärztlichen Medikamentenabgabe bedarf im Kanton Zürich aufgrund der konkreten Situation einer gesetzlichen Grundlage.

· Das Urteil des Verwaltungsgerichts vom 26. Februar 1998 ist weder formell noch materiell aufgehoben.

· Die Bestimmung im § 17 Gesundheitsgesetz ist mit Mängeln behaftet und verfassungsrechtlich bedenklich.

· Der Zürcher Gesetzgeber kann die Frage der Medikamentenabgabe jederzeit frei regeln.

· Das Urteil äussert sich nicht dazu, wie eine verfassungskonforme Regelung aussehen müsste.

Das Bundesgericht ist in seinem Entscheid NICHT zum Schluss gekommen, dass die vom Regierungsrat in der Heilmittelverordnung getroffene und nun aufgehobene Regelung unzulässig ist. Aus diesem Grund erwarten wir vom Regierungsrat, dass er zu seiner am 10. März 2004 getroffenen Entscheidung betreffend der Regelung der ärztlichen Medikamentenabgabe steht und die GLEICHE Regelung unverändert in einem Gesetz (Gesundheitsgesetz, Einführungsgesetz etc.) verankert. Jede andere Lösung wäre unverständlich und würde einer unglaubwürdigen Meinungsänderung der Regierung gleichkommen. Sollte der Regierungsrat eine inhaltlich andere Regelung vorschlagen, behalten wir uns die Anrufung der Volksrechte (Initiative, Referendum etc.) vor.

Die Gesundheitsdirektion (GD) hat diese Woche den 87 Inhaberinnen und Inhabern einer Bewilligung zur Führung einer Privatapotheke in den Städten Zürich und Winterthur mitgeteilt, dass die erteilten Bewilligungen widerrufen werden. Die von der GD formulierten Widerrufe sind aus Sicht der AGZ rechtlich nicht haltbar. Die AGZ wird allen betroffenen Mitgliedern deshalb empfehlen, einen formellen Widerruf der Bewilligungen in Form einer Verfügung zu verlangen und diese anschliessend anzufechten. 
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